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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Eidgenössische Wahlen

Die Regierungsparteien versuchten im Wahlkampf, auch möglichst viele Rentnerinnen
und Rentner anzusprechen und zugunsten ihrer Parteien zu mobilisieren. Dabei spielte
die Diskussion um die 10. AHV-Revision eine nicht unwesentliche Rolle. Kurz vor den
Wahlen warfen sich FDP, SP und CVP gegenseitig vor, eine rasche finanzielle
Besserstellung der Rentner verhindert zu haben. Aus der VOX-Analyse im Anschluss an
die Wahlen ging unter anderem hervor, dass die FDP von allen Parteien den grössten
Teil dieser Personengruppe mobilisieren konnte.

In den Augen vieler Wahlbeobachter spielten auch die Mutmassungen über eine vom
Bundesrat geplante Benzinzollerhöhung von 25 bis 35 Rappen pro Liter, welche
während den Sommermonaten diskutiert wurde und in der letzten Woche vor den
Wahlen durch die Presse an die Öffentlichkeit gelangte, eine wichtige Rolle in der
Meinungsbildung vieler, zu jenem Zeitpunkt noch unentschlossener Wählerinnen und
Wähler. Ein direkter Zusammenhang zwischen dem Erfolg der AP sowie der Lega dei
Ticinesi einerseits und der durch gewisse Medien geschürten Angst vor einer massiven
Benzinpreiserhöhung andererseits liess sich in der VOX-Umfrage nicht nachweisen. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Öffentliche Finanzen

Öffentliche Finanzen

Der Bundesrat habe in regelmässigen Abständen einen Bericht zu veröffentlichen, der
aufzeigen soll, wie sich die finanziellen Lasten zwischen den Generationen verteilen.
Dieser Auffassung war der Nationalrat in der Herbstsession 2016 und reichte mit 124 zu
57 Stimmen bei 1 Enthaltung eine entsprechende Motion der FDP-Liberalen-Fraktion an
den Ständerat weiter – gegen den Widerstand der Parlamentslinken. Der Bericht zum
Generationenvertrag habe, so die Motionärin, insbesondere aufzuzeigen, wie sich die
implizite Staatsverschuldung, also alle zugesagten, aber nicht finanzierten Versprechen
staatlicher Leistungen (v.a. bei den Sozialversicherungen und im Gesundheitswesen),
entwickelt haben und welche Kosten damit auf die nächsten Generationen übertragen
werden. Der Bundesrat hatte sich gegen den Vorstoss ausgesprochen, da es bereits
genügend breit abgestützte und in regelmässigen Abständen aktualisierte Grundlagen
gebe, um die angestrebte öffentliche Diskussion zu führen. 2

MOTION
DATUM: 19.09.2016
DAVID ZUMBACH

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Im Oktober 2019 publizierte der Bundesrat die Botschaft für ein neues Bundesgesetz
für Überbrückungsleistungen (ÜL) für ältere Arbeitslose. Solche
Überbrückungsleistungen sollen Personen erhalten, die nach vollendetem 60. Altersjahr
aus der ALV ausgesteuert werden, mindestens während 20 Jahren mit einem
Mindesteinkommen von CHF 21'330 in der AHV versichert sind – davon mindestens 10
der letzten 15 Jahre vor der Aussteuerung –, die ein Vermögen unter CHF 100'000
(respektive 200'000 bei Ehepaaren) besitzen und keine IV- oder AHV-Rente beziehen.
Somit sollen vor allem Personen unterstützt werden, die «in erheblichem Umfang
erwerbstätig waren», aber kein grosses Vermögen besitzen. Mit der bisherigen Regelung
müssten diese Personen ihre Vermögen sowie häufig ihre Altersguthaben aus zweiter
und dritter Säule aufbrauchen, bevor sie sich bei der Sozialhilfe anmelden könnten,
erklärte der Bundesrat. Diese Vorlage sei nun Teil eines neuen Massnahmenpakets für
die Verbesserung der Arbeitsmarktfähigkeit älterer Personen. Die ÜL sollen mit zwei
Ausnahmen gleich berechnet werden wie die Ergänzungsleistungen, also als Differenz
zwischen den anerkannten Ausgaben und den anrechenbaren Einnahmen einer Person.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.2019
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.21 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Zuvor hatte der Bundesrat zwischen Juni und September 2019 eine Vernehmlassung
durchgeführt, an der sich 73 Organisationen beteiligt hatten. 52 Teilnehmende
begrüssten die Einführung von ÜL für Arbeitslose, darunter 19 Kantone (AG, AR, BE, BS,
FR, GE, GL, GR, JU, LU, NE, OW, SH, SO, TI, UR, VD, VS, ZH), die SP, die CVP und die EVP.
Auch die FDP sprach sich für die Massnahme aus, jedoch nur für Personen, denen der
Wiedereinstieg in die Arbeitswelt definitiv nicht gelingt. Auch der SGB, TravailSuisse
und KV Schweiz befürworteten die Vorlage, genauso wie unter anderem die
Organisationen Avenir50plus, AVIVO, Agile, EKF und Procap, die sich jedoch eine tiefere
Altersgrenze für ÜL wünschten. Auf Ablehnung stiess die Massnahme bei sechs
Kantonen (AI, BL, NW, SZ, TG, ZG), die vor allem die Gefahr von Fehlanreizen, offene
Durchführungs- und Koordinationsfragen, die Schaffung einer Konkurrenz zum
erleichterten Zugang für ausgesteuerte Personen über 60 Jahren zu Bildungs- und
Beschäftigungsmassnahmen sowie die Unterstützung einer kleinen Bevölkerungsgruppe
mit Steuergeldern kritisierten. Auch die GLP, die BDP und die SVP sowie der SVV, der
SBV, Swissmem, GastroSuisse und Centre Patronal sprachen sich gegen die Regelung
aus. Die GLP sah darin faktisch eine Frühpensionierung, die BDP kritisierte sie als reine
Symptombekämpfung und für die SVP würde die Massnahme das Problem noch
verschärfen. 3

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

In ihrer Stellungnahme „Golden Age – Alt und Jung gemeinsam“ verlangte die FDP, dass
ältere Menschen ein selbstbestimmtes Leben in materieller Sicherheit führen können.
Dazu seien Änderungen im 3-Säulen-System sowie Massnahmen in den Bereichen
Arbeitsmarkt, Gesundheit, Pflege und Integration nötig. Wichtig sei insbesondere eine
generationengerechte Ausrichtung der Altersvorsorge, d.h. keine weiteren
Ausbauschritte bei der AHV, sondern eine Stärkung der dritten Säule
(steuerbegünstigtes privates Sparen). Ausserdem sollten die im hohen Alter wichtigen
Ergänzungsleistungen in die Verfassung aufgenommen werden. In Bezug auf die Höhe
des Rentenalters wollten sich die Freisinnigen nicht festlegen. 4

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.08.2003
MAGDALENA BERNATH

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Oktober in Thun verabschiedeten die
Freisinnigen einstimmig einen Resolutionsentwurf, der eine Schuldenbremse für die
AHV und eine Angleichung des Rentenalters von Frauen und Männern bei 65 Jahren
fordert. Diese beiden nicht ganz neuen Anliegen müssten sofort und nicht erst mit der
12. AHV-Reform an die Hand genommen werden. Ausschliessen wollte die FDP
allerdings eine Erhöhung der Lohnnebenkosten. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.2012
MARC BÜHLMANN

Um die Reform der Altersvorsorge voranzutreiben, wollte sich die FDP stärker für
„flexibles Arbeiten im Alter“ einsetzen, so der Titel eines Arbeitspapiers. Die
Erwerbstätigkeit im Alter soll durch altersgerechtere Umstrukturierung oder gezielter
an das Alter angepasste Weiterbildungsangebote gefördert werden. Bessere Strukturen
für familienexterne Kinderbetreuung sollen zudem eine Pause in der Erwerbstätigkeit
von Frauen unnötig machen, was für die FDP eine Voraussetzung für den Verbleib der
Frauen im Berufsleben bis ins Pensionsalter darstellt. Die Freisinnigen begrüssen ein
flexibles Rentenalter und plädieren für ein Referenzrentenalter anstelle einer fixen
Jahreszahl. Bei allen Massnahmen sei aber darauf zu achten, dass die Flexibilität des
Arbeitsmarktes nicht eingeschränkt werde. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.02.2013
MARC BÜHLMANN
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